
Nachschlagewerk: ja 
BGHZ: nein

ZPO § 597 Abs. 2

Rechnet der Beklagte im Urkundenprozeß mit einer 
unstreitigen Forderung auf, mit der er bereits in 
einem anderen noch anhängigen Rechtsstreit gegen­
über demselben Kläger hilfsweise aufgerechnet hat, 
so ist die Klage als im Urkundenprozeß unstatthaft 
abzuweisen, wenn der Kläger nicht mit in dieser 
Prozeßart zulässigen Beweismitteln beweisen kann, 
daß sein im anderen Rechtsstreit verfolgter Anspruch 
bestand, durch die Aufrechnung erloschen und damit 
auch die geltend gemachte Gegenforderung verbraucht 
ist.
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- Prozeßbevollmächtigte: Rechtsanwälte Prof. Dr. 
und Dr.

g e g e n

Firma GmbH Oelde, vertreten durch
den alleinvertretungsberechtigten Geschäftsführer Udo T( 
V V - N H B - S t r a ß e  39 - 43, 0{

Klägerin, Revisionsbeklagte 
und Revisionsklägerin,

- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr
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Der VIII. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf 
die mündliche Verhandlung vom 29. Januar 1986 durch den 
Vorsitzenden Richter Braxmaier und die Richter Dr. Skibbe, 
Treier, Dr. Brunotte und Dr. Paulusch

für Recht erkannt:

1. Auf die Rechtsmittel der Beklagten werden 
unter Zurückweisung der weitergehenden Be­
rufung der Beklagten das Urteil des 2. Zivil­
senats des Oberlandesgerichts Hamm vom
29. Oktober 1984 und das Urteil der 4. Kammer 
für Handelssachen des Landgerichts Münster 
vom 13. Oktober 1983 teilweise geändert und 
neu ge faßt.
Die Beklagten werden als Gesamtschuldner 
verurteilt, an die Klägerin 87.509,50 DM 
und 5 % Zinsen aus 101.069,50 DM vom 
27. September 1982 bis 31. Dezember 1982 
und aus 87.509,50 DM seit 1. Januar 1983 
zu zahlen. Den Beklagten wird die Ausführung 
ihrer Rechte im Nachverfahren Vorbehalten.
In Höhe von 17.458,50 DM nebst Zinsen wird 
die Klage als im Urkundenprozeß unstatthaft 
abgewiesen. Im übrigen wird die Klage als 
unbegründet abgewiesen.

2. Von den Gerichtskosten und den außerge­
richtlichen Kosten der Klägerin der ersten 
und zweiten Instanz tragen die Klägerin die 
Hälfte, die Beklagten als Gesamtschuldner 
die andere Hälfte. Die außergerichtlichen 
Kosten, die der Beklagten zu 1) in diesen 
Rechtszügen entstanden sind, werden dieser 
zu 5/6 und der Klägerin zu 1/6 auferlegt, 
die der Beklagten zu 2) entstandenen tragen 
diese und die Klägerin je zur Hälfte. Die 
Kosten des Revisionsverfahrens werden der 
Klägerin auferlegt.
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Tatbestand

Die Klägerin hat die Beklagten - die Beklagte zu 1 als 
Komplementär-GmbH der Beklagten zu 2 - im Urkundenprozeß auf 
Zahlung von 104,968,—  DM für von der Beklagten zu 2 bis zum 
30. Dezember 1981 gekaufte Waren und die Beklagte zu 2 außer­
dem auf Zahlung’von 62.150,—  DM für die Lieferung eines 
Homogenisators in Anspruch genommen. Die Beklagte zu 2 hat 
gegen die Forderung auf Zahlung von 104.968,—  DM aufgerechnet 
mit einem Mietzinsanspruch in Höhe von 3.898,50 DM für die 
Vermietung von Maschinen im September 1982 und einer Mietzins­
forderung in Höhe von 13.560,—  DM aus der Vermietung eines 
Grundstücks gemäß ihrer Rechnung vom 8. Februar 1983. Es ist 
unstreitig, daß die Beklagte zu 2 diese Ansprüche gegen die 
Klägerin erworben und mit ihnen bereits in dem vor dem Land­
gericht Münster zwischen den Parteien anhängigen Rechtsstreit 
24 O 68/83 hilfsweise aufgerechnet hat.

Das Landgericht hat die Beklagten durch Urkundenvorbe­
haltsurteil unter Abweisung eines Teiles des von der Klägerin 
geltend gemachten Zinsanspruchs entsprechend dem Klageantrag 
verurteilt. Das Berufungsgericht hat die Verurteilung in Höhe 
von 104.968,—  DM nebst Zinsen aufrechterhalten und im übrigen 
die Klage abgewiesen. Es hat den Beklagten die Ausführung 
ihrer Rechte im Nachverfahren Vorbehalten.

Der Senat hat die Annahme der Revision der Klägerin, mit 
der diese die Wiederherstellung des landgerichtlichen Urteils 
begehrte, abgelehnt, auch soweit das Rechtsmittel hilfsweise
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als Anschlußrevision eingelegt worden war. Die Beklagten er­
streben mit ihrer vom Senat angenommenen Revision, deren Zu­
rückweisung die Klägerin beantragt, die Abweisung der Klage, 
soweit die Beklagte zu 2 gegen den vom Berufungsgericht zuer­
kannten Klageanspruch aufgerechnet hat.

Entscheidungsgründe

1. Das Berufungsgericht meint, die Beklagten könnten mit 
dem Aufrechnungseinwand im Urkundenprozeß nicht durchdringen. 
Die Entscheidung der Frage, ob durch die Aufrechnung die Kla­
geforderung teilweise getilgt worden sei, müsse vielmehr dem 
Nachverfahren Vorbehalten bleiben. Unzulässig sei die Aufrech­
nung allerdings nicht. Denn die im Verfahren vor dem Landge­
richt Münster erklärte Aufrechnung habe die Rechtshängigkeit 
der aufgerechneten Forderungen nicht bewirkt. Auch könne die 
Klägerin, der die Beweislast für die Richtigkeit ihrer Behaup­
tung obliege, die Gegenforderungen der Beklagten zu 2 seien 
aufgrund der in dem beim Landgericht Münster anhängigen Rechts­
streit erklärten Hilfsaufrechnung erloschen, ihr Vorbringen 
nicht durch Urkunden belegen. Dies rechtfertige es aber nicht, 
die Klage insoweit als im Urkundenprozeß unstatthaft abzuwei­
sen. Die Unsicherheit darüber, ob die Forderungen der Beklag­
ten zu 2 noch bestehen, dürfe nicht der Klägerin angelastet 
werden, weil sie von der Beklagten zu 2 durch deren Hilfsauf­
rechnung verursacht worden sei. Es wäre nicht interessegerecht» 
die Klägerin zu zwingen, vom Urkundenprozeß Abstand zu nehmen. 
Dadurch würde ihr die vom Gesetz vorgesehene Möglichkeit, 
schnell zu einem vorläufigen Titel zu gelangen, genommen 
werden, obwohl feststehe, daß der Klageanspruch begründet sei.
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2. Mit Erfolg wendet sich die Revision dagegen, da3 das 
Berufungsgericht die Entscheidung über die Berechtigung des 
Aufrechnungseinwandes dem Nachverfahren Vorbehalten hat.

a) Die Auffassung des Berufungsgerichts, die in dem beim 
Landgericht Münster anhängigen Rechtsstreit hilfsweise erklärte 
Aufrechnung habe die Rechtshängigkeit der aufgerechneten Forde­
rungen nicht bewirkt, nimmt die Revision als ihr günstig hin. 
Die Revisionserwiderung erhebt hiergegen keine Einwendungen.
Sie entspricht der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes (BGHZ 
57, 242, 243; 60, 85, 87 zu 3 a? Senatsurteil vom 15. Juni 1977 
- VIII ZR 20/76 = LM ZPO S 599 Nr. 4 = NJW 1977, 1687 = WM 
1977, 868 zu II 2 a) und des Bundesarbeitsgerichts (DB 1974, 
1340). An dieser Auffassung wird festgehalten.

b) Auch die vom Berufungsgericht vertretene Auffassung 
zur Beweislast ist richtig. Rechnet der Beklagte mit einer un­
streitigen Forderung auf, mit der er bereits in einem anderen 
noch anhängigen Rechtsstreit gegenüber demselben Kläger hilfs­
weise aufgerechnet hat, so muß der Kläger beweisen, daß sein 
dort verfolgter Anspruch bestand, durch die Aufrechnung ganz 
oder teilweise erloschen und damit auch die geltend gemachte 
Gegenforderung verbraucht ist (S 389 BGB); denn er macht mit 
seinem Vorbringen eine rechtsvernichtende Einwendung gegen den 
Aufrechnungseinwand geltend, die er nach allgemeinen Grund­
sätzen zu beweisen hat.
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c) Den Beweis für die Richtigkeit ihres Vorbringens, die 
aufgerechneten Forderungen seien aufgrund der im Rechtsstreit 
vor dem Landgericht Münster erklärten Hilfsaufrechnung er­
loschen, hat die Klägerin nicht mit im Urkundenprozeß zulässi­
gen Beweismitteln angetreten. Als zulässige Beweismittel wären 
nach § 595 Abs. 2 ZPO nur Urkunden oder der Antrag auf Partei­
vernehmung in Betracht gekommen. Ist aber ein dem Kläger oblie­
gender Beweis nicht mit den im Urkundenprozeß zulässigen Be­
weismitteln angetreten, muß die Klage nach § 597 Abs. 2 ZPO 
als im Urkundenprozeß unstatthaft abgewiesen werden (BGHZ 50, 
112, 115).

d) Die Meinung des Berufungsgerichts, die Abweisung der 
Klage als in der gewählten Prozeßart unstatthaft sei im vorlie­
genden Fall nicht gerechtfertigt, weil die Unsicherheit über 
den Bestand der aufgerechneten Forderungen von der Beklagten zu 
2 durch ihre Hilfsaufrechnung verursacht worden sei, findet im 
Gesetz keine Stütze. Kann der Kläger das Bestehen des von ihm 
geltend gemachten Anspruchs in dem von ihm gewählten Urkunden­
prozeß nicht mit den dort statthaften Beweismitteln führen, ist 
diese Prozeßart unstatthaft. Er wird dadurch nicht rechtlos ge­
stellt, sondern nur auf das ordentliche Streitverfahren verwie­
sen. Es trifft nicht zu, daß hier die Prozeßabweisung dem Sinn 
des Urkundenprozesses widersprechen würde, dem Kläger in mög­
lichst kurzer Zeit zu einem vorläufigen Rechtstitel zu verhel­
fen. Das Vorbehaltsurteil soll nur dem Kläger ermöglicht wer­
den, der das Bestehen seines Anspruchs kurzfristig, nämlich 
durch Urkunden oder Parteivernehmung beweisen kann. Ist ihm 
dies nicht möglich, steht ihm nur das ordentliche Streitver­
fahren offen, um zu einem vollstreckbaren Titel zu gelangen.



3 .  Die Verurteilung der Beklagten konnte daher nur in 
Höhe von 8 7 . 5 0 9 , 5 0  DM ( 1 0 4 . 9 6 8 , —  DM abzüglich der aufgerech­
neten Forderungen von 3 . 8 9 8 , 5 0  DM und 1 3 . 5 6 0 , —  DM) nebst 5 % 

Zinsen aus 1 0 1 . 0 6 9 , 5 0  DM ( 1 0 4 . 9 6 8 , —  DM abzüglich 3 . 8 9 8 , 5 0  DM) 
vom 2 7 .  September 1982 bis 3 1 .  Dezember 1982 und aus 
8 7 . 5 0 9 , 5 0  DM seit 1 .  Januar 1983 Bestand haben. Die Zinsforde­
rung ist in diesem Umfang nach den SS 284 Abs. 2 ,  288 BGB, 352  
Abs. 1 HGB gerechtfertigt. Den Beklagten war die Ausführung 
ihrer Rechte im Nachverfahren vorzubehalten (S 599 ZPO). In 
Höhe des Betrages, der auf die Aufrechnung entfällt, nämlich in 
Höhe von 1 7 . 4 5 8 , 5 0  DM ( 3 . 8 9 8 , 5 0  DM zuzüglich 1 3 . 5 6 0 , —  DM) war 
die Klage als im Urkundenprozeß unstatthaft abzuweisen. Zur 
Klarstellung war auszusprechen, daß die Klage im übrigen als 
unbegründet abgewiesen wird.

Die Kostenentscheidung folgt aus den SS 92 Abs. 1 ,  100  
Abs. 2, 97 Abs. 1 ZPO.

Braxmaier Dr. Skibbe Treier

Dr. Brunotte Dr. Paulusch


	BUNDESGERICHTSHOF

	IM NAMEN DES VOLKES

	URTEIL


	//

	//

	y/


